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1. Frühere Arbeit der Wissenschaftlichen Dienste 

Eingangs kann auf eine frühere Arbeit der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundesta-
ges aus dem Jahr 2019 hingewiesen werden, die die Umsetzung der Rechte von Kindern und  
Jugendlichen auf Bildung und Teilhabe zum Gegenstand hat: 

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Zur Umsetzung der Rechte von  
Kindern und Jugendlichen auf Bildung und Teilhabe, Dokumentation vom  
11. Januar 2019, (WD 9 - 3000 - 107/18), abrufbar über die Internetseite des Deutschen  
Bundestages: https://www.bundestag.de/re-
source/blob/634472/0a9f2fc19b229adca55f04c7b0eae42f/WD-9-107-18-pdf-data.pdf  
(zuletzt abgerufen am 26. Juni 2023). 

Im dritten Teil der Arbeit werden Beispiele für die kommunale Umsetzung des Bildungs- und 
Teilhabepakets angeführt, sowie ausgewählte Stellungsnahmen aus Wissenschaft und Praxis vor-
gestellt. Besonders hervorzuheben ist auch der Verweis auf eine Evaluation der bundesweiten In-
anspruchnahme und Umsetzung der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets im Auftrag 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales aus dem Jahr 2016 (Abschlussbericht). 

In der Arbeit wird zudem auf das Starke-Familien-Gesetz1 hingewiesen, dass im Jahr der Bearbei-
tung eingeführt wurde, zum Abschluss der Arbeit jedoch nur in Form des Regierungsentwurfs 
vorlag. Hierbei wird auch auf zum Referentenentwurf vorliegende Stellungnahmen eingegangen. 

Das Starke-Familien-Gesetz regelt in seiner endgültigen Fassung auf dem Gebiet der Bildungs- 
und Teilhabeleistungen insbesondere eine Vereinfachung der Antragswege, eine Erhöhung ein-
zelner Leistungen und die Streichung von Eigenanteils-Regelungen.2 

Bislang hat soweit ersichtlich noch keine umfassende Evaluation des Gesetzes stattgefunden. 

                                     

1 Gesetz zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags 
und die Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teilhabe (Starke-Familien-Gesetz – StaFamG) vom 
29. April 2019 (BGBl. I S. 530). 

2 Vgl. hierzu Informationen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS), 1. Januar 2023, abrufbar 
über den Internetauftritt des BMAS unter: https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Buergergeld/Bil-
dungspaket/Leistungen/leistungen-bildungspaket_art.html (zuletzt abgerufen am 28. Juni 2023) sowie des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 8. August 2019, abrufbar über den Inter-
netauftritt des BMFSFJ unter: https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/gesetz-zur-zielgenauen-staerkung-
von-familien-und-ihren-kindern-durch-die-neugestaltung-des-kinderzuschlags-und-die-verbesserung-der-leis-
tungen-fuer-bildung-und-teilhabe-starke-familien-gesetz--131178 (zuletzt abgerufen am 19. April 2023); Gesetz-
entwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kin-
dern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags und die Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teil-
habe (Starke-Familien-Gesetz – StaFamG), Bundestagsdrucksache 19/7504 vom 1. Februar 2019, S. 2 f. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/634472/0a9f2fc19b229adca55f04c7b0eae42f/WD-9-107-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/634472/0a9f2fc19b229adca55f04c7b0eae42f/WD-9-107-18-pdf-data.pdf
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Buergergeld/Bildungspaket/Leistungen/leistungen-bildungspaket_art.html
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Buergergeld/Bildungspaket/Leistungen/leistungen-bildungspaket_art.html
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/gesetz-zur-zielgenauen-staerkung-von-familien-und-ihren-kindern-durch-die-neugestaltung-des-kinderzuschlags-und-die-verbesserung-der-leistungen-fuer-bildung-und-teilhabe-starke-familien-gesetz--131178
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/gesetz-zur-zielgenauen-staerkung-von-familien-und-ihren-kindern-durch-die-neugestaltung-des-kinderzuschlags-und-die-verbesserung-der-leistungen-fuer-bildung-und-teilhabe-starke-familien-gesetz--131178
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/gesetz-zur-zielgenauen-staerkung-von-familien-und-ihren-kindern-durch-die-neugestaltung-des-kinderzuschlags-und-die-verbesserung-der-leistungen-fuer-bildung-und-teilhabe-starke-familien-gesetz--131178
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2. Ausgewählte aktuellere Publikationen 

2.1. Evaluation der Inanspruchnahme des Bildungs- und Teilhabepakets in Baden-Württemberg 

Eine Evaluation zur Inanspruchnahme des Bildungs- und Teilhabepakets in Baden-Württemberg 
aus dem Jahr 2021 weist jedoch beispielsweise darauf hin, dass die Defizite bei der Nachfrage 
einzelner Bildungs- und Teilhabeleistungen im Land Baden-Württemberg auch durch das Starke-
Familien-Gesetz bislang nicht beseitigt wurden: 

Kull/Wolff, Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg,  
Evaluation der Inanspruchnahme des Bildungs- und Teilhabepakets, Stuttgart,  
7. Oktober 2021, abrufbar über die Internetseite „Starke Kinder chancenreich“: 
https://www.starkekinder-bw.de/fileadmin/user_upload/211004_Evaluationsbericht_BuT-
Leistungen_in_BW.pdf (zuletzt abgerufen am 26. Juni 2023). 

Als potentielle Ursachen heben die Verfasser und Verfasserinnen ein fortbestehendes Informati-
onsdefizit auf Seiten der Antragsteller, sowie bürokratische Hürden auf Seiten der zuständigen 
Behörden hervor und zeigen mögliche Lösungsansätze auf. 

2.2. Expertise der Paritätischen Forschungsstelle 

Die Expertise der Paritätischen Forschungsstelle zum Bildungs- und Teilhabepaket aus dem Jahr 
2020 befasst sich auch mit der Umsetzung der Regelungen in der Zeit nach Inkrafttreten des 
Starke-Familien-Gesetzes: 

Dehmer/Linckh/Rock/Schabram, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtver-
band e.V., Paritätische Forschungsstelle, Empirische Befunde zum Bildungs- und Teilhabe-
paket: Teilhabequoten im Fokus, Berlin, November 2020, abrufbar über den Internetauftritt 
des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes – Gesamtverband e.V.: https://www.der-
paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/expertise-BuT-2020_web.pdf 
(zuletzt abgerufen am 26. Juni 2023). 

Die vorliegende Arbeit bezieht sich auf den Zeitraum Mai 2019 bis April 2020. Dabei wurden die 
Teilhabeleistungen nach § 28 Abs. 7 Sozialgesetzbuch Zweites Buch - Bürgergeld, Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende (SGB II) in den Blick genommen und der Frage nachgegangen, ob diese 
Leistungen bei den Kindern und Jugendlichen ankommen. Die Bearbeiter und Bearbeiterinnen 
näherten sich dem Thema sowohl mittels quantitativer Daten als auch mittels qualitativer  
Erkenntnisse auf Basis einer Abfrage bei Jobcentern mit besonders hohen beziehungsweise  
niedrigen Quoten im Bundeslandvergleich. Insbesondere wurde um Rückmeldung zu möglichen 
Gründen und Interpretationen zu den eigenen Werten und um eine Einschätzung, inwiefern mit 
der Umsetzung der Verbesserungen im Rahmen des Starke-Familien-Gesetzes grundlegende  
Veränderungen umgesetzt worden sein, gebeten. Hinsichtlich der Neuregelungen durch das 
Starke-Familien-Gesetz sei festzustellen, dass sich die Reformen bislang nicht positiv auf die 

https://www.starkekinder-bw.de/fileadmin/user_upload/211004_Evaluationsbericht_BuT-Leistungen_in_BW.pdf
https://www.starkekinder-bw.de/fileadmin/user_upload/211004_Evaluationsbericht_BuT-Leistungen_in_BW.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/expertise-BuT-2020_web.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/expertise-BuT-2020_web.pdf
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Teilhabequoten3 ausgewirkt hätten. Wie aber die Auswertungen der Antworten aus den Jobcen-
tern zeigten, könnten Veränderungen auch erst im späteren Verlauf eintreten, sodass künftig wei-
terhin zu beobachten sein werde, ob die Teilhabequoten stiegen. 

Ferner hätte sich aus der Befragung insbesondere ergeben, dass Regionen mit hohen Quoten bei 
der Leistung zur soziokulturellen Teilhabe in den meisten Fällen auf ein niedrigschwelliges An-
tragsverfahren verwiesen. Bei sogenannten elektronischen Bildungskarten oder Gutscheinen  
ließen die Angaben aus den Jobcentern auf unterschiedlich hohe Anforderungen an eine entspre-
chende Ausstellung schließen. In Regionen mit Quoten um die 90 Prozent würden bei der Bean-
tragung und Bewilligung der primären Geldleistungen alle Leistungen des Teilhabe- und  
Bildungspakets gesammelt abgerechnet und bewilligt (automatischer Globalantrag). Aus anderen 
Regionen mit deutlich niedrigeren Quoten um die 15 Prozent sei gemeldet worden, dass für die 
Ausgabe eines Gutscheins ein tatsächliches, konkretes Begehren vorliegen müsse mit genauen 
Angaben zu Angebot und Anbieter. Auch sei in den meisten Antworten auf eine intensive Öffent-
lichkeitsarbeit hingewiesen beziehungsweise auf entsprechende Beratungsleistungen. 

2.3. Kurzexpertise im Auftrag der Stiftung Mercator  

Eine Arbeit aus dem Jahr 2019 an der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften in 
Speyer setzt sich im Auftrag der Stiftung Mercator mit dem Gesetzentwurf des Starke-Familien-
Gesetzes auseinander. 

Grohs, Kurzexpertise zur laufenden Reform der Leistungen für Bildung und Teilhabe im 
Rahmen des Gesetzes zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kindern durch die 
Neugestaltung des Kinderzuschlags und die Verbesserung der Leistungen für Bildung und 
Teilhabe (Starke-Familien-Gesetz – StaFamG), Speyer, 7. März 2019, abrufbar über den In-
ternetauftritt der Universität Speyer: https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstu-
ehle/Grohs/Kurzexpertise_BuT_Stiftung_Mercator_korrigiert_end.pdf (zuletzt abgerufen am 
26. Juni 2023). 

Der Autor stellt zunächst das Bildungs- und Teilhabepaket in seiner Form vor Erlass des Starke-
Familien-Gesetzes vor und fasst wesentliche aus Evaluationen bekannte Umsetzungsprobleme 
zusammen. Im Anschluss daran setzt er sich mit dem damals vorliegenden Gesetzentwurf des 
Starke-Familien-Gesetzes auseinander, deutet planerische Lücken aus und stellt Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten der Leistungen für Bildung und Teilhabe vor. In diesem Zusammenhang 
führt der Autor auch aus, dass zwar dem Bundesgesetzgeber durch die Entscheidung einer Kom-
munalisierung der Leistungen für Bildung und Teilhabe Grenzen der Einflussnahme auf die Ge-
staltung von Verwaltungsorganisation und Prozessen gesetzt seien, es aber im Rahmen seiner 
Verantwortung für eine zielkonforme Umsetzung hilfreich wäre, wenn Bund, Länder und Kom-
munen gute ablauf- und aufbauorganisatorische Modelle identifizieren und die Möglichkeiten 
eines Transfers diskutieren würden. Als Best Practices würden in vielen Bundesländern erfolg-
reiche Kartensysteme gelten. Es fände aber keine Übertragung auf andere Kommunen oder gar 

                                     

3 Wobei in der Studie Teilhabequoten „den Anteil der von den kommunalen Trägern gemeldeten, dem Grunde 
nach bewilligten Anträgen sowie festgestellten Leistungsansprüchen von allen Leistungsberechtigten im SGB II 
(im Alter von 6 bis unter 15 Jahren) für die Leistungsart ,Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Ge-
meinschaft‘“ darstellen (S. 6). 

https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Grohs/Kurzexpertise_BuT_Stiftung_Mercator_korrigiert_end.pdf
https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Grohs/Kurzexpertise_BuT_Stiftung_Mercator_korrigiert_end.pdf
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überkommunal statt, was die Entwicklungs- und Transaktionskosten reduzieren könnte. Gleiches 
gelte auch für gute Modelle rechtskreisübergreifender Leistungsgewährung, die den Anspruchs-
berechtigten klare Anlaufstellen böten und für Anbieter sozialer und kultureller Leistungen klare 
Bezugspunkte darstellen könnten. 

2.4. Publikation böll.brief - Teilhabegesellschaft 

In einer im Dezember 2019 von der Heinrich-Böll-Stiftung e.V. veröffentlichten Studie wurden 
kommunale Pass-Systeme, die die Erbringung von Bildungs- und Teilhabeleistungen vereinfa-
chen sollen, untersucht und verglichen. 

Schulte-Basta/Ohlmeier, Passgenau? Bessere Kinderteilhabe durch Pass-Systeme, böll.brief 
Teilhabegesellschaft, 11. Ausgabe, Dezember 2019, abrufbar über den Internetauftritt der 
Heinrich-Böll-Stiftung: https://www.boell.de/sites/default/files/2019-
12/b%C3%B6ll.brief%20TG11%20Passgenau.pdf (zuletzt abgerufen am 29. Juni 2023). 

In der Publikation wird näher betrachtet, inwieweit Pass-Systeme das Potential hätten, die Nut-
zung der bestehenden Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) zu ergänzen und 
auszubauen und wie Pass-Systeme dazu beitragen könnten, vor Ort ein breiteres und zielgrup-
pengenaueres Angebot zu sichern. 

In der Arbeit stellen die Autorinnen drei Systeme vor und bewerten diese im Anschluss:  

Dazu gehört zum einen das Modell des sogenannten BuT-Passes (digitale Karten zur Administra-
tion des Bildungs- und Teilhabepakets), der am häufigsten angetroffen worden sei und zur ver-
einfachten Abrechnung der in Anspruch genommenen Leistungen genutzt werde. Die Karte 
werde ausschließlich an BuT-Leistungsberechtigte ausgegeben und sei an ein digitales Abrech-
nungssystem geknüpft. Diese ermöglichten eine vereinfachte Abrechnung der privaten und  
öffentlichen Anbieter mit den Kommunen, indem in Anspruch genommene Leistungen über eine 
Kartennummer einem konkreten Berechtigten zugewiesen und entsprechend verbucht werden 
könnten. Für die Leistungsberechtigten liege der Mehrwert der Karte in einer verbesserten Über-
sicht der Angebote und einem unkomplizierteren Zugang. Der Vereinfachungsgrad der Antrag-
stellung sei hingegen unterschiedlich. Abzuwarten bleibe, inwiefern die Neuregelungen durch 
das Starke-Familien-Gesetz hier zu einer weiteren Vereinfachung führen würden. 

Des Weiteren wird auch das Modell des sogenannten erweiterten Sozialpasses (Karten, die Zu-
gang zu BuT-Leistungen und sonstigen Leistungen öffentlicher und privater Anbieter bieten) vor-
gestellt, der als Ausweis für Vergünstigungen in Kultur- und anderen Einrichtungen fungiere und 
gleichzeitig als Berechtigungsnachweis für Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket 
gölte. Die Pass-Systeme dieses Typs richteten sich an Kinder und Jugendliche aus Haushalten, 
die Sozialleistungen bezögen. Durch die Kopplung der BuT-Leistungen an bereits existierende 
Sozialpässe entstünden Synergien, die besonders auf Seiten der Anbietenden wirksam würden: 
So bestehe die Möglichkeit, passgenaue Kultur-, Sport- und Bildungsangebote zu gestalten und 
sie ohne viel zusätzlichen Aufwand bekannt zu machen. 

In diesem Zusammenhang stellen die Autorinnen auch ein Best-Practice-Beispiel aus Erlangen 
vor: den Erlangen Pass. Dieser sehe vor, dass Kinder und Jugendliche in Erlangen mit dem Sozi-
alpass der Stadt zusätzlich auch BuT-Leistungen in Anspruch nehmen könnten. Beantragung und 

https://www.boell.de/sites/default/files/2019-12/b%C3%B6ll.brief%20TG11%20Passgenau.pdf
https://www.boell.de/sites/default/files/2019-12/b%C3%B6ll.brief%20TG11%20Passgenau.pdf
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Verlängerung des Passes erfolge in der „ErlangenPass-Stelle“ im Sozialamt. Das Leistungsspekt-
rum umfasse Vergünstigungen im Kultur- und Freizeitbereich, für Nahverkehr-Tickets, in sozia-
len Einrichtungen oder bei anderen Kooperationspartnern (zum Beispiel Apotheken, Einzelhan-
del). Zudem sei für Kinder und Jugendliche der Pass mit einem onlinebasierten Konto verbun-
den, worüber Leistungen einfach abgerechnet werden könnten. 

Schließlich wird auch das Modell eines BuT-unabhängigen Ermäßigungspasses vorgestellt, der 
für Kinder und Jugendliche bedarfsunabhängig Vergünstigungen gewähre. Der Umfang des Ange-
bots variiere deutlich zwischen den Kommunen. Best-Practice-Beispiel hierfür sei die Familien-
Card Stuttgart. Dabei handele es sich um ein Chipkartenmodell. Die FamilienCard erhielten Kin-
der und Jugendliche bis zum vollendeten 16. Lebensjahr, wenn sie in Haushalten lebten, deren 
Jahreseinkommen 70.000 Euro nicht übersteige. Dabei gehe der Kreis der Anspruchsberechtigten 
weit über armutsbetroffene Kinder hinaus. Die Karte werde von der Stadt jährlich mit einem Gut-
haben von 60 Euro aufgeladen. Sie fungiere als bargeldlose Bezahlkarte, die teilweise direkt bei 
den Leistungsanbietern gelesen werden könne.  

Vor dem Hintergrund der dargestellten Modelle stellen die Autorinnen zudem einen eigenen Ent-
wurf eines bundesweit gültigen Kinderteilhabepasses vor, der allen Heranwachsenden unter 
18 Jahren beziehungsweise unter 25-Jährigen, die sich noch in der Ausbildung befänden, den Zu-
gang zu öffentlichen und privaten Angeboten erleichtern und ein Basisangebot etablieren solle. 

2.5. Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

Weitere Formen der Leistungserbringung wurden vom Deutschen Verein für öffentliche und pri-
vate Fürsorge e.V. in einem 2020 veröffentlichten Empfehlungsschreiben zur Umsetzung der 
Leistungen für Bildung und Teilhabe insbesondere am Beispiel des SGB II vorgestellt4. Die Dar-
stellung knüpft dabei an die Vorgaben des § 29 SGB II an: 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V.: Vierte Empfehlungen des Deut-
schen Vereins zur Umsetzung der Leistungen für Bildung und Teilhabe, Berlin, 24. Novem-
ber 2020, abrufbar über den Internetauftritt des DV: https://www.deutscher-ver-
ein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-11-20_leistungen-fuer-bildung-
teilhabe.pdf (zuletzt abgerufen am 26. Juni 2023). 

Daneben verschaffen die Autoren und Autorinnen einen Überblick über das gesamte Spektrum 
der Bildungs- und Teilhabeleistungen nach dem SGB II, dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch -
Sozialhilfe (SGB XII), dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG), dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) und dem Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII). 

  

                                     

4 Siehe hierzu Abschnitt IV: Leistungserbringung (S. 31 ff.). 

https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-11-20_leistungen-fuer-bildung-teilhabe.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-11-20_leistungen-fuer-bildung-teilhabe.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-11-20_leistungen-fuer-bildung-teilhabe.pdf


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Dokumentation 
WD 6 - 3000 - 016/23 

Seite 9 

3. Servicestelle SGB II 

In Bezug auf Best Practices in der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets kann darüber 
hinaus auf die Servicestelle SGB II hingewiesen werden: 

Servicestelle SGB II, Internetangebot abrufbar über: www.sgb2.info (zuletzt abgerufen am 
26. Juni 2023). 

In der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage heißt es zu Fragen im Hinblick auf 
die Kenntnis der Bundesregierung besonders guter Best-Practice-Modelle beziehungsweise nach 
Instrumenten der Bundesregierung, um einen Austausch zwischen den Kommunen in der Bereit-
stellung von Bildungs- und Teilhabeleistungen zu befördern, dass Träger des Bildungspakets die 
kommunale Ebene sei und diese auch für die Umsetzung des Bildungspakets einschließlich der 
Auslegung der entsprechenden Normen zuständig sei. Dabei obliege den Ländern die Aufsicht. 
Bei der Servicestelle SGB II handele es sich um eine Initiative des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (BMAS), wobei sich die Angebote an alle Akteure richteten, die an der Umsetzung 
des SGB II beteiligt seien, insbesondere an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Jobcentern.5 
Auf der Homepage der Servicestelle wird weiter ausgeführt: „Die Verantwortlichen in den Job-
centern tragen durch ihre Arbeit maßgeblich dazu bei, das SGB II erfolgreich umzusetzen. Die 
Servicestelle SGB II möchte die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dabei unterstützen – mit Ange-
boten für Erfahrungsaustausch und Vernetzung. So möchten wir dazu beitragen, dass gute Bei-
spiele aus der Praxis den Weg auch in andere Jobcenter finden.“ In der Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Kleine Anfrage heißt es weiter: „Zentrales Element der Servicestelle ist die Web-
seite www.sgb2.info, auf der regelmäßig gute Beispiele aus der Praxis – auch zum Thema Bil-
dungs- und Teilhabeleistungen – vorgestellt werden. Diese Sammlung richtet sich vor allem an 
die Jobcenter; sie steht aber auch weiteren Beteiligten und Interessenten, z. B. den Agenturen für 
Arbeit, den Kommunen und der interessierten Öffentlichkeit, zur Verfügung.“6 

*** 

                                     

5 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sven Lehmann, Annalena Baerbock, 
Katja Dörner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksache 19/4303 –  
Bildungs- und Teilhabepaket: Bilanz und Reformperspektiven, Bundestagsdrucksache 19/5222 vom  
22. Oktober 2018, S. 9. 

6 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sven Lehmann, Annalena Baerbock, 
Katja Dörner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksache 19/4303 –  
Bildungs- und Teilhabepaket: Bilanz und Reformperspektiven, Bundestagsdrucksache 19/5222 vom  
22. Oktober 2018, S. 9. 

http://www.sgb2.info/
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